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Die Tage vor und nach Weihnachten sind die 
Zeit der Jahresrückblicke, die meist schon 
mit Ausblicken verbunden werden. Und zum 
Jahresanfang wird dann die öffentliche Mei-
nung von Prognosen und vor allem politi-
schen Forderungen von Experten beherrscht. 
Meist ist dann ja politisch auch nicht viel 
los, und so kann man in zig Zeitungen und 
Zeitschriften nachlesen, was Prognostiker 
vom neuen Jahr erwarten. Und vor allem 
wird den staunenden Lesern klar gemacht, 
was die Politik endlich tun muss, damit die 
Welt nicht untergeht – oder zumindest der 
Wohlstand in Deutschland gesichert wird. 
Die Forderungen sind meistens sehr einfach 
gestrickt: Da es allen Experten sonnenklar 
sei, dass die Probleme X, Y und Z die der-
zeit wichtigsten sind, müssen die Reformen 
A, B und C durchgeführt werden. Wer das 
nicht will, ist kurzsichtig, ängstlich oder 
politisch verbohrt. Oder alles gleichzeitig. 
Einer nüchternen Betrachtung halten diese 
Forderungen aber nicht lange stand.
Dass die meisten Prognosen nicht stimmen, 
spricht nicht grundsätzlich gegen die Pro-
gnosen. Denn die Zukunft ist nun einmal 
höchst unsicher, und genau deswegen versu-
chen wir ja, diese Unsicherheit etwas durch 
Prognosen zu verkleinern. Dass das alles 
andere als perfekt gelingt, kann aber nicht 
zu dem Schluss führen, dass man Prognosen 
ganz bleiben lassen sollte. Aber deutlich 
weniger sinnhaft sind die Wunschzettel 
von Experten, die als quasi selbsternannte 
Politiker – ohne sich einer Wahl gestellt zu 
haben – der Öffentlichkeit und der Politik 
vorschreiben wollen, was zu tun und zu 
lassen sei.
Beliebtes Thema zum Jahreswechsel ist seit 
Jahrzehnten: „Wir müssen kürzer treten.“ Die 
Schulden müssten unbedingt abgebaut und 
die Staatsausgaben gesenkt werden. Dass 
man auch andere Ziele wie Wachstum und 
Rendite verfolgen kann, wird in diesen Über-
legungen konsequent unterschlagen.
Die meisten Menschen verfolgen andere 
Ziele als es die selbsternannten Politiker 
unter dem Expertenhut tun. So ist zum Bei-
spiel Verteilungsgerechtigkeit den meisten 
Menschen sehr wichtig. Und man kann in-
zwischen sogar empirisch zeigen, dass eine 
als gerecht empfundene Verteilung auch die 
Lebensqualität steigert. Wirtschaftswachs-
tum per se macht die Menschen nicht zufrie-
dener. Viel wichtiger ist es, Arbeitslosigkeit 
zu verhindern. Denn Arbeitslosigkeit nagt 
selbst dann noch an den meisten Menschen, 
wenn sie wieder Arbeit gefunden haben. 
Insofern war es ausgesprochen klug, dass 
die globale Wirtschaftskrise in Deutschland 
im großen Stil mit Kurzarbeit abgefedert 
wurde. Und am Ende hat sich sogar noch ge-
zeigt, dass dadurch die deutsche Wirtschaft 
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